
Nein  zum  Gender-Verbot  an
Schulen!
von  Erik  Likedeeler,  REVOLUTION,  Fight!  März  2024  (aufgrund  der
Gesetzesänderung in Bayern leicht angepasst am 21. März 2024 im Vergleich
zur Print-Ausgabe )

Es klingt absurd, ist aber wahr: der bayerische Ministerrat und Sachsens
Kultusministerium haben sich dazu entschieden, eine geschlechtergerechte
Sprache in Form von Sternchen, Doppelpunkt und Binnen-I an Schulen, in
Unis  und  an  Behörden  (Bayern)  sowie  an  Schulen  und  deren  Behörden
(Sachsen)  zu  verbieten.  Der  thüringische  Landtag  hat  beschlossen,  dass
Landesregierung,  Ministerien,  Schulen,  Universitäten  und  der  öffentliche
Rundfunk nicht mehr „gendern“ dürfen. Auch in Niederösterreich haben ÖVP
und FPÖ durchgesetzt, dass die Nutzung von Sternchen und Binnen-I in den
Landesbehörden untersagt wird. Ein FPÖ-Sprecher betonte, es gehe darum,
den „Wahnsinn des Genderns“ zu beenden.  Diese Gender-Verbote stellen
eine  weitere  Folge  des  gesamtgesellschaftlichen  Rechtsrucks  in  unseren
Schulen dar. Sie sind eingebettet in einen internationalen Rollback gegen die
Rechte von Frauen und queeren Personen, wie die Angriffe auf das Recht auf
Abtreibung  in  den  USA  oder  Italien  oder  gesetzliche  Verbote  für
gesch lechtsang le i chende  Maßnahmen  oder  Verbote  von
gleichgeschlechtlichen Ehen/Partnerschaften in osteuropäischen Staaten. So
haben Rechtspopulist:innen auf der ganzen Welt die sogenannte „Trans- und
Gender-Lobby“ zu einem ihrer Hauptfeinde erklärt.  Auch unsere Schulen
werden zur Zielscheibe ihrer Angriffe. Die zunehmenden Verwerfungen der
kapitalistischen Krisen machen Teile des Kleinbürgertums und deklassierter
Arbeiter:innen anfällig für diese Ideologie. So sorgen Inflation, zunehmende
Konkurrenz, drohender Arbeitsplatzverlust und Sozialabbau dafür, dass viele
Cis-Männer ihre zugewiesene Rolle des heldenhaften und starken Ernährers
nicht  mehr  erfüllen  können.  Die  Angst  vor  dem männlichen Macht-  und
Identitätsverlust  wird  zu  einem  rechten  Kulturkampf  umgeformt.  Die
Rückkehr zu konservativen Wertvorstellungen, zu einer Welt, in der doch
alles noch besser war, wird ihnen dabei als Lösung verkauft. Der Wirbel um
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den  angeblichen  „Wahnsinn  des  Genderns“  dient  als  Ablenkung  vom
eigentlichen sozialen Elend. Doch auch die klassenlose Individualisierung des
Kampfes  um  symbolische  Repräsentation  soll  uns  davon  abhalten,  die
eigenen  Klassenunterdrückungen  zu  erkennen.  

Den Rechtspopulist:innen geht es also nicht um eine vermeintlich „richtige“
oder  „einfachere“  Sprache.  Es  geht  ihnen  darum,  Frauen  und  Queers
unsichtbarer zu machen und zurückzudrängen. Dabei greifen sie tief in die
Mottenkiste  der  homophoben und sexistischen Vorurteile,  indem sie  ihre
Gender-Verbote damit begründen, dass es angeblich die Kinder verwirre oder
in  ihrer  Entwicklung  beeinträchtige.  Unter  dem  Schlagwort
„Frühsexualisierung“ wird nicht  nur  Jagd auf  Gender-Sternchen,  sondern
auch  auf  die  gleichberechtigte  Darstellung  gleichgeschlechtlicher
Beziehungsmodelle im Unterricht gemacht. Die angeblichen Interessen der
Schüler:innen  werden  hier  argumentativ  ins  Feld  geführt,  ohne  dass
überhaupt die Schüler:innen gefragt wurden. Für den Kampf in der Schule
bedeutet  dies,  dass  wir  uns  nicht  auf  die  Bildungsministerien  verlassen
können. Jede Errungenschaft kann scheinbar mit einem Regierungswechsel
wieder  zunichte  gemacht  werden.  Schüler:innen  müssen  also  selbst  die
Frage der Kontrolle über Lehrpläne und Verhaltensregeln in den Schulen
stellen, um das Vordringen rechter und queerfeindlicher Ideologie in unsere
Schulen zu stoppen. Was wir für eine gerechte und inklusive Bildung wirklich
brauchen,  sind  Lehrpläne  unter  demokratischer  Kontrolle  von
Organisationen  der  Arbeiter:innenklasse  sowie  Lehrer:innen  und
Schüler:innen. Selbige müssen selbstverwaltete Antidiskriminierungsstellen
an  den  Schulen  erkämpfen,  um  den  Schutz  von  Mädchen,  Frauen  und
queeren Personen an den Schulen zu garantieren. Es ist nicht das Gendern,
was Schüler:innen Probleme bereitet,  sondern es  ist  ein  kaputtgespartes
Bildungssystem, Lehrer:innenmangel und steigender Leistungsdruck. Doch
die bayerische Regierung, das sächsische Bildungsministerium oder die FPÖ
denken nicht einmal im Traum daran, an dieser Bildungsmisere etwas zu
verändern. Dieser Umstand entlarvt nur noch mehr, dass es ihnen lediglich
um den Kampf um ideologische Vorherrschaft und das Zurückdrängen von
Frauen und LGBTIA geht. Doch auch Sachsens Lehrerverband (nicht jedoch
die Gewerkschaft GEW!) sieht positiv, dass das Gender-Verbot „Klarheit“ und



„Barrierefreiheit“ bringen würde. Der Sprecher der FPÖ führte sogar die
„Integration“ von Migrant:innen als Grund dafür an, wieso die Partei es bei
„einfachen und verständlichen“ Sprachregeln belassen will.

In sprachwissenschaftlichen Studien konnte das Argument jedoch widerlegt
werden,  dass  Gendern  für  das  Gehirn  mühsam  wäre  oder  zusätzlichen
Aufwand  bedeuten  würde.  Anders  als  häufig  angenommen  führen
geschlechtergerechte Formulierungen nicht  zu langsamerer  Verarbeitung,
schwächerer  Erinnerungsleistung  oder  schlechterer  Lesbarkeit.  Das
Maskulinum hingegen führt durchaus zu Zögern bei der Verarbeitung und
langsamer Reaktion, sobald es geschlechtsübergreifend gemeint ist.

Gleichzeitig sollten wir auch als Linke nicht
der Illusion verfallen, dass ein bloßes Ändern
unserer  Sprache  automatisch  zu  einer
tatsächlichen Überwindung gesellschaftlicher
Unterdrückungsverhältnisse  führt.  Selbst,
wenn  nun  mehr  Leute  geschlechtergerechte
Sprache benutzen, ändert dies leider wenig am
Gender-Pay-Gap  oder  an  der  Tatsache,  dass
Frauen immer noch einen Großteil der Haus-
und Care-Arbeit leisten.
Anstatt jedoch wie manche Linke den “Kampf um eine inklusive Sprache”
abzulehnen,  sollten wir  diesen viel  eher  in  den Klassenkampf  einbinden.
Denn  in  Begriffen  stecken  implizite  Sichtweisen  und  Wertungen,  die
beeinflussen können, wie wir bestimmte Gruppen und Ereignisse betrachten.
Im  besten  Fall  kann  das  Verwenden  einer  bestimmten  Sprache  unsere
Sichtweisen  einer  breiteren  Masse  leichter  zugänglich  machen.  Zudem
vermittelt inklusive Sprache zusätzlich diskriminierten Personen, dass wir
ihre  Unterdrückung  anerkennen  und  unsere  Befreiungsbewegungen
zusammendenken. In diesem Sinne dürfen wir uns keinesfalls der rechten



Verbotskultur  beugen,  sondern  müssen  dem  Gender-Verbot  den  Kampf
ansagen! Denn das, was der bürgerliche Staat als Vertreter des Kapitals am
meisten zu fürchten hat, ist eine Arbeiter:innenklasse und Jugend, die sich
ihrer gemeinsamen Interessen bewusst ist und gegen die wahren Ursachen
ihres Elends ankämpft.

Seid  ihr  an  eurer  Schule  davon  betroffen?
Organisiert euch gegen das Verbot und werdet
an eurer Schule aktiv! Wir unterstützen euch
gerne,  auch  bei  allen  anderen  politischen
Fragen an der Schule!

5 Fragen und 5 Antworten zum
Wahlergebnis im CSU-Land
 Christian Mayer

Erwartet uns nach den Verlusten der CSU eine neue Politik in Bayern?

Nach  der  Wahl  ist  vor  der  Regierungsbildung:  Auch  wenn  die  CSU ihr
schlechtestes  Ergebnis  bei  einer  Landtagswahl  in  Bayern  seit  1950
eingefahren  hat,  so  wird  sie  doch  weiterhin  an  der  Regierung  bleiben.
Allerdings ist sie auf einen Koalitionspartner angewiesen. An der politischen
Situation in Bayern wird das jedoch wenig ändern. Die CSU wird dieselbe
rassistische  Hetzjagd  gegen  Refugees  und  Migrant_Innen  weiterhin
betreiben,  ebenso  wie  ihr  Geschwafel  von  einer  „deutschen  Leitkultur“
beibehalten. Wie diese viel beschworene „deutsche“ oder auch „bayerische“
Leitkultur aussieht, kann man sich jedes Jahr auf dem Münchner Oktoberfest
ansehen.
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Wahrscheinlich ist,  dass  die  CSU am Ende mit  den rechts-konservativen
„Freien Wählern“ eine Koalition eingehen wird. Mit dieser Partei haben sie
die  inhaltlich  größte  Übereinstimmung  und  auch  fast  die  gleiche
Wähler_Innenbasis.

Doch nicht nur die Hetzjagd aus der Landesregierung wird unvermindert
weitergehen, gerade dadurch, dass sowohl CSU als auch Freie Wähler beide
für schnellere Abschiebungen in „sichere Herkunftsstaaten“ sind. Gerade die
AfD, welche mit 11% den Einzug in den bayerischen Landtag geschafft hat,
wird  diesen  wie  auch  schon  den  Bundestag  sowie  die  restlichen  14
Landesparlamente  in  denen sie  bereits  vertreten  ist,  als  Bühne für  ihre
rassistische und nationalistische Hetze gegen Migrant_Innen, Refugees und
Linke benutzen, um sowohl CSU als auch Freie Wähler noch weiter nach
rechts  zu  drücken.  Obwohl  die  CSU versucht  hat,  ihre  Wähler_Innen zu
halten, indem sie noch rechtere Positionen von der AfD übernommen hat,
konnte letztlich nur die AfD selbst davon profitieren.

 

Warum ist die SPD so krass abgestürzt?

Die größte Verliererin der Landtagswahl in Bayern ist die SPD mit gerade
mal  9,6%.  Traditionell  ist  die  SPD bei  Wahlen in  Bayern  sehr  schwach,
allerdings gelang es ihr in der Vergangenheit zumindest im zweistelligen
Prozentbereich zu bleiben, auch wenn es auf die Politik in Bayern fast keine
Auswirkungen hatte.  Doch dieses Ergebnis  aus diesem Jahr ist  eine fast
schon historische Katastrophe.

Das  Ergebnis  in  Bayern,  in  den  anderen  Bundesländern  und  auch  auf
Bundesebene zeigt sehr deutlich, dass die reformistische Politik der SPD im
Sinne des Kapitals nur eines bedeuten kann: politischen Selbstmord. Soziale
Angriffe wie die Agenda 2010-Reformen oder auch Hartz IV führten dazu,
dass breite Schichten der Arbeiter_Innenklasse verarmt sind und in schlecht
bezahlte Jobs wie Leiharbeit, Werksverträge, Minijobs auf 450 €-Basis usw.,
abgerutscht  sind.  Aber  auch  Teile  des  Kleinbürgertums,  wie  z.B.
Selbstständige,  sind seit  der Wirtschaftskrise von einem sozialen Abstieg



bedroht.  Diese  Schichten,  welche  die  SPD  früher  für  sich  mobilisieren
konnte, wenden sich seit einigen Jahren konsequent enttäuscht von ihr ab.
Viele sind auch Verlierer_Innen der Globalisierung.

Weitere soziale Angriffe wie z.B. der Abbau des Pflegesystems oder auch der
Verkauf von ehemals kommunalem Wohneigentum an private Investor_Innen,
welche die Mieten durch die Decke jagten, taten dabei ihr Übriges. Gerade in
den  ehemaligen  Arbeiter_Innenvierteln  in  München,  welche  einst  SPD-
Hochburgen  waren,  musste  die  SPD  enorme  Verluste  hinnehmen.  Auch
aufgrund der immer weiter steigenden Mieten, welche sich die vormaligen
Mieter_Innen nicht mehr leisten konnten und dadurch an den Stadtrand oder
in das Umland verdrängt wurden.

Während  die  SPD  also  einen  Verrat  nach  dem  anderen  an  ihrer
ursprünglichen  Wähler_Innenschaft  begeht,  schafft  es  die  AfD  mit  ihren
rechtspopulistischen  Slogans  genau  diese  Menschen  einzusammeln.  Hier
versucht sich die AfD als Partei der „kleinen Leute“ darzustellen, dabei steht
sie mit ihrer neoliberalen, sexistischen und rassistischen Politik praktisch
ganz  klar  auf  der  Seite  des  Kapitals.  Enttäuschte  und  prekarisierte
Arbeier_innen und Selbstständige versucht sie dann damit zu ködern, indem
deren  soziale  Ängste  gegen  Geflüchtete  und  Migrant_Innen  ausgespielt
werden. Dadurch entsteht nicht nur Sozialneid sondern auch ein „Wir-gegen-
die“ Gefühl, welches dann der Nährboden ist, auf dem sich dann auch offene
Faschist_Innen recht wohl fühlen. Chemnitz hat uns gezeigt, welche braune
Scheiße aus diesem Nährboden erwachsen kann.

 

Gibt es neue Hoffnung durch die Wahlerfolge der Grünen?

 Die Tatsache, dass die Grünen schon jetzt mit einer Koalition mit der CSU
liebäugeln  zeigt  uns  schon,  dass  wir  von  den  Wannabe-Ökos  nicht  viel
erwarten können. Dabei konnten die Grünen ein beachtliches Ergebnis bei
der Landtagswahl einfahren. Ganze 17,5% erreichte die einstige Öko-und
Friedenspartei,  wobei  sie  sich  von  diesen  Prinzipien  schon  seit  langem
verabschiedet hat. Vom Image der Friedenspartei wurde sich schon 1999 mit



der  Zustimmung  zum Jugoslawienkrieg  verabschiedet.  Damit  wollten  die
Grünen dem deutschen Kapital gleichzeitig ganz praktisch beweisen, dass
man „regierungsfähig“ sei.

Am Image der Ökopartei versuchen sie immer noch fest zu halten, was aber
nicht so ganz gelingt. So waren es die Grünen, welche zusammen mit der
SPD  in  NRW  vor  zwei  Jahren  der  Rodung  der  restlichen  200  m²  des
Hambacher  Forstes  durch  RWE  zustimmten  und  auch  in  Baden-
Württemberg, wo ein grüner Ministerpräsident seit inzwischen sieben Jahren
regiert,  ist  man sich nicht zu schade, vor der Autoindustrie beim Thema
„Fahrverbote  für  alte,  umwelt-  und  gesundheitsschädliche  Dieselautos“
einzuknicken.

In  Bayern  haben  die  Grünen  ihre  meisten  Zugewinne  übrigens  von
ehemaligen  CSU-Wähler_innen  bekommen,  die  nicht  ganz  so  weit  nach
rechts gehen wollten. Dieser Sprung ist hier auch gar nicht so groß, denn
auch die Grünen stehen für eine rassistische Abschiebepolitik – das Ganze
müsse dabei  nur  möglichst  „human“ ablaufen.  Wir  fragen uns an dieser
Stelle,  wie  man  denn  ganz  „human“  Schutzsuchende  in  Kriegsgebiete,
politische Verfolgung oder Armut zurückschicken kann.

 

Was macht eigentlich die Linkspartei?

 Ausnahmsweise mal wenig überraschend ist das Ergebnis der Linkspartei in
Bayern. Erst zum dritten Mal angetreten, konnten sie gerade einmal 3,2%
holen und verpassten damit erneut den Einzug in den bayerischen Landtag.
Dies hat mehrere Gründe:

Zum einen ist  die Linkspartei  in Süddeutschland traditionell  schwach (in
Bayern wie auch in Baden-Württemberg kam man selten auch nur in die
Nähe der 5%-Hürde), zum anderen können sie kaum auf Verankerung in der
Arbeiter_Innenklasse zurückgreifen. Letzteres liegt vorwiegend daran, dass
die SPD seit  Jahrzehnten die Gewerkschaften unter ihrer politischen wie
ideologischen  Kontrolle  hat  und  somit  eine  zweite,  reformistische  Partei
eigentlich überflüssig ist.



Andererseits hat es die Linkspartei, in Bayern wie auch auf Bundesebene,
nicht geschafft, eine klare und linke Alternative darzustellen, um von der
Unzufriedenheit der breiten Masse der SPD-Anhänger_Innen profitieren zu
können. Auch der seit längerem schwelende Führungsstreit innerhalb der
Linkspartei macht diese nicht gerade attraktiver.

Doch auch die restliche, radikale Linke ist nicht in der Lage, die Leute für
sich zu gewinnen. Neben den üblichen politischen Scharmützeln, welche man
sich szeneintern gerne liefert, ist die (radikale) Linke sowohl in Bayern wie
auch im restlichen Land nicht ansatzweise fähig, sich gemeinsam gegen den
gesellschaftlichen  Rechtsruck  zu  organisieren.  Es  fehlt  dabei  an
gemeinsamen Aktionen und kontroversen Diskussionen über die Perspektive
der bestehenden Kämpfe.

 

In Bayern gibt`s doch aber gerade auch viele Proteste! Wie können
diese Potentiale für den emanzipatorischen Kampf genutzt werden?

 Dass mit einem Kreuzchen auf dem Wahlzettel alle vier Jahre noch nicht viel
erreicht ist, haben auch in Bayern in den letzten Monaten 10 000 Menschen
gemerkt.  Massendemonstrationen  gegen  die  AfD,  gegen  das  neue
Polizeiaufgabengesetz  oder  gegen Abschiebungen haben gezeigt,  dass  es
etliche Menschen gibt, die bereit sind zu kämpfen. Auch im Bundesgebiet
waren zuletzt  in Großdemos wie #Unteilbar oder gegen die Rodung des
Hambacher Forstes mehrere hunderttausend Menschen auf  den Straßen!
Wenn wir diese Potentiale nutzen wollen, um tatsächlich etwas zu reißen,
müssen wir diese Kräfte miteinander verbinden. Die Aktionen waren super
aber aktuell auch noch eher symbolisch. Wir brauchen Aktionskonferenzen
mit Vertreter_innen aller Proteste, um eine tatsächliche Bewegung daraus zu
starten. Gemeinsam können wir unsere Kräfte bündeln und auch verhindern,
dass sich offen bürgerliche Kräfte reinzecken und die Proteste für ihre Politik
vereinnahmen. Eine solche Bewegung braucht, um erfolgreich zu sein, eine
antikapitalistische Perspektive, denn rassistische Hetze, soziale Spaltung, die
Verschärfung  der  Repressionsmaßnahmen  sowie  Klima-  und
Umweltzerstörung  haben  eine  gemeinsame  Ursache.



Nur ein vereinter Kampf gegen dieses System und seine Auswirkungen kann
letztendlich dazu führen, dass wir nicht nur die Regierung in Bayern und in
Deutschland  stürzen,  sondern  dies  kann  auch  der  Auftakt  zu  einer
Gegenbewegung gegen das System als Ganzes werden. Deshalb rufen wir
nicht nur alle Jugendlichen und jungen Erwachsenen auf, sich an unserem
Kampf  zu  beteiligen,  sondern  auch  alle  anderen  Organisationen  der
Arbeiter_Innenklasse.  Nur  gemeinsam  können  wir  erfolgreich  sein.


